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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für den Lastenausgleich 
(15. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP 
eingebrachten Entwurf eines Fünfzehnten Gesetzes zur 
Änderung des Lastenausgleichsgesetzes (15. ÄndG LAG) 

— Drucksache 2835 — 


A. Bericht des Abgeordneten Stiller 


I. Allgemeines 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 162. Sit- 
zung am 14. Juni 1961 den Entwurf eines Fünfzehn- 
ten Gesetzes zur Änderung des Lastenausgleichs- 
gesetzes in erster Beratung erörtert und zur feder- 
führenden Einzelberatung an den Ausschuß für den 
Lastenausgleich sowie gemäß § 96 GO an den Haus- 
haltsausschuß überwiesen. Der Ausschuß für den 
Lastenausgleich hat den Entwurf am 21. Juni 1961 
abschließend beraten. Der Haushaltsausschuß wird 
einen gesonderten Bericht vorlegen. 

Der Entwurf betrifft im wesentlichen die Vermö- 
gensabgabe. Bei der Veranlagung der Vermögens- 
abgabe werden Ehegatten nach § 38 LAG zusam- 
menveranlagt und ihr Vermögen zusammengerech- 
net. Die Finanzbehörden haben in diesen Fällen den 
Freibetrag des § 29 Abs. 1 LAG nur einmal nach 
Maßgabe des zusammengerechneten Vermögens ge- 
währt, Nach dem Urteil des Bundesverfassungs- 
gerichts vom 21. Februar 1961 — 1 BvL 29/57, 1 BvL 
20/60 — sind zwar die Vorschriften des § 38 und 
des § 29 Abs. 1 LAG mit dem Grundgesetz verein- 
bar, jedoch ist § 29 Abs. 1 LAG abweichend von der 
bisherigen Handhabung dahin auszulegen, daß der 
Freibetrag jedem Ehegatten nach Maßgabe seines 
Vermögens zu gewähren ist. Entsprechendes gilt für 
die Auslegung der anderen Vorschriften (z. B. § 24 
LAG) über Freibeträge und Freigrenzen. 

Nach der geltenden Rechtslage kann das Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts nur bei den noch 
nicht rechtskräftigen Zusammenveranlagungsfällen 
berücksichtigt werden, nicht aber bei bereits rechts- 
kräftig veranlagten Ehepaaren. Dies erschien den 


Fraktionen des Deutschen Bundestages, besonders 
im Hinblick auf die lange Laufzeit der Vermögens- 
| abgabe, nicht vertretbar. Der vorliegende Entwurf 
j soll daher der verfassungsmäßigen Handhabung der 
in Betracht kommenden Vorschriften für die Zu- 
' kunft (ab 1. April 1961) Geltung verschaffen. 


II. Im einzelnen 

Zu § 1 (Änderung des Lastenausgleichsgesetzes) 

§ 55 c Abs. 1 bestimmt, daß bei Ehegatten, die 
zur Vermögensabgabe rechtskräftig zusammenver- 
anlagt worden sind, die auf die Zeit vom 1. April 
1961 bis zum 31. März 1979 entfallenden Viertel- 
: jahrsbeträge auf Antrag herabgesetzt werden. Die 
! Herabsetzung erfolgt auf den Betrag, der sich er- 
| gibt, wenn die Vorschriften über Freibeträge und 
j Freigrenzen nach den Vermögensverhältnissen 
| jedes einzelnen Ehegatten angewandt werden. 

§ 55 c Abs. 2 enthält für die Fälle, in denen 
| Kriegsschäden durch Ermäßigung der Vermögens- 
abgabe nach den §§ 39 bis 47 a LAG berücksichtigt 
worden sind, eine besondere Regelung im Hinblick 
auf die Koppelung mit der Entschädigungsseite des 
Lastenausgleichs. Zwar bleibt die bei der Zusam- 
menveranlagung ermittelte Schadensermäßigung im 
Grundsatz unberührt, es kann jedoch sein, daß sich 
die bei der rechtskräftigen Veranlagung gewährte 
Ermäßigung im Rahmen der vorgesehenen Herab- 
setzung der Vierteljahrsbeträge nicht mehr oder 
nicht mehr voll auswirken kann. Auf der Entschä- 
digungsseite des Lastenausgleichs wird aber der 
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volle Ermäßigungsbetrag in Höhe seines Zeitwerts 
auf den Grundbetrag der Hauptentschädigung ange- 
rechnet. Dieses ungerechtfertigte Ergebnis muß ver- 
mieden werden. Es ist daher vorgesehen, daß sich 
der Teil des Ermäßigungsbetrags nach § 47 LAG 
und des Minderungsbetrags nach § 47 a LAG, der 
sich bei der Neuregelung nicht mehr bei der Ver- 
mögensabgabe auswirken kann, von den auf den 
Grundbetrag der Hauptentschädigung anzurechnen- 
den Beträgen — berechnet nach Zeitwertgrundsät- 
zen — abgesetzt wird. i 

Die Absätze 3 bis 5 des § 55 c enthalten Verfah- 
rensvorschriften und überlassen Einzelheiten, die 
das Gesetz unnötig belasten würden, einer Rege- 
lung durch Rechtsverordnung. 

Zu § 2 (Anwendungzeitpunkt bei Auswirkung auf 
die Kriegsschadenrente) 

Nach § 55 c Abs. 2 ergibt sich in manchen Fällen j 
infolge der dort vorgesehenen Kürzung der An- | 
rechnungsbeträge eine Änderung der Hauptent- 
schädigung. Änderungen des Grundbetrags der 
Hauptentschädigung sollen jedoch, soweit sie sich 


auf die Kriegsschadenrente auswirken, nur für die 
Zukunft gelten, um komplizierte Rückrechnungen zu 
vermeiden; entsprechende Regelungen sind auch im 
Achten Gesetz zur Änderung des Lastenausgleichs- 
gesetzes (§ 17) und im Vierzehnten Gesetz zur 
Änderung des Lastenausgleichsgesetzes (§ 13) ge- 
troffen worden. Insoweit mußte der Antrag — 
Drucksache 2835 — ergänzt werden. 

Zu § 3 (Anwendung in Berlin) 

Da das Gesetz sich auch auf die Entschädigungs- 
seite des Lastenausgleichs bezieht, muß für die An- 
wendung in Berlin auch § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes zugrunde gelegt werden. 

Die im Antrag ursprünglich vorgesehene Vor- 
schrift über die „Nichtanwendung im Saarland" 
mußte gestrichen werden; für die Abgabenseite ist 
sie entbehrlich, aber für die Entschädigungsseite 
gilt § 55 c Nr. 2 LAG und die einzufügende Vor- 
schrift über den „Anwendungszeitpunkt der Aus- 
wirkung auf die Kriegsschadenrente" auch im Saar- 
land. 


Bonn, den 21. Juni 1961 


Stiller 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2835 — in der 
anliegenden Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 21. Juni 1961 


Der Ausschuß für den Lastenausgleich 


Kraft 

Vorsitzender 


Stiller 

Berichterstatter 
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Beschlüsse des 15. Ausschusses 


Entwurf eines Fünfzehnten Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 
(15. ÄndG LAG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- : 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz vom 14. August 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 446), zuletzt geändert durch das 
Vierzehnte Gesetz zur Änderung des Lastenaus- 
gleichsgesetzes vom . . . Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. . . .) wird wie folgt geändert: 

Nach § 55 b wird folgender § 55 c eingefügt: 

„§ 55 c 

Zusätzliche Berücksichtigung von Freibeträgen 
und Freigrenzen bei Ehegatten durch Minderung der 
Vierteljahrsbeträge für die Zeit vom 1. April 1961 
bis zum 31. März 1979 ; 

(1) Ergibt sich bei Ehegatten, die zur Vermögens- i 
abgabe rechtskräftig zusammen veranlagt worden , 
sind, ein geringerer als der veranlagte Viertel- ; 
jahrsbetrag, wenn die Vorschriften über Freibeträge ! 
und Freigrenzen nach den Vermögensverhältnissen 
jedes einzelnen Ehegatten angewandt werden, so j 
werden die auf die Zeit vom 1. April 1961 bis zum 
31. März 1979 entfallenden Vierteljahrsbeträge auf 
Antrag auf diesen Betrag herabgesetzt. § 47 a Abs. 1 i 
Sätze 3 und 4 gilt entsprechend. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1, in denen Kriegs- 
sachschäden, Vertreibungsschäden oder Ostschäden 
durch Ermäßigung der Vermögensabgabe berücksich- 
tigt worden sind, gilt für Zwecke der Kürzung des 
Grundbetrags der Hauptentschädigung das Folgende: 

1. übersteigt der Ermäßigungsbetrag, der auf 
Grund der rechtskräftigen Veranlagung 
nach § 47 berücksichtigt worden ist, den 
Ermäßigungsbetrag, der sich nach § 47 in 
Verbindung mit Absatz 1 ergibt, so ist der 
der rechtskräftigen Veranlagung zugrunde 
liegende Ermäßigungsbetrag für die An- 
wendung des § 249 Abs. 3 Satz 1 und des 
§ 358 Nr. 2 um 50 vom Hundert des Unter- 
schiedsbetrags zu kürzen. 

2. übersteigt der Minderungsbetrag, der auf 
Grund der rechtskräftigen Veranlagung 
nach § 47 a berücksichtigt worden ist, den 
Minderungsbetrag, der sich nach § 47 a in j 
Verbindung mit Absatz 1 ergibt, so ist der 1 
auf Grund der rechtskräftigen Veranlagung j 


berücksichtigte Minderungsbetrag für die 
Anwendung des § 249 Abs. 3 Satz 2 um 
70 vom Hundert des Unterschiedsbetrags 
zu kürzen. 

(3) Der Antrag kann nur bis zum 31. März 1962 
gestellt werden; ihm ist eine Erklärung über die der 
Vermögensabgabe unterliegenden Einzelvermögen 
der Ehegatten beizufügen. Die Antragsfrist ist eine 
Ausschlußfrist; §§ 86 und 87 der Reichsabgabenord- 
nung finden entsprechende Anwendung. 

(4) über die Herabsetzung des Vierteljahrs- 
betrags (Absatz 1) ist ein schriftlicher Bescheid zu 
erteilen. Der Bescheid gilt als Steuerbescheid im 
Sinne der Reichsabgabenordnung. Der Bescheid über 
die Herabsetzung kann, soweit iihm Feststellungen 
zugrunde liegen, die in dem rechtskräftigen Abgabe- 
bescheid getroffen sind, nicht angefochten werden, 
es sei denn, daß die Anwendung der Vorschriften 
über Freibeträge und Freigrenzen nach den Ver- 
mögensverhältnissen jedes einzelnen Ehegatten eine 
andere Beurteilung zur Folge hat. 

(5) Durch Rechtsverordnung kann, soweit dies 
zur Wahrung der Gleichmäßigkeit bei der Besteue- 
rung oder zur Beseitigung von Unbilligkeiten in 
Härtefällen erforderlich ist, das Nähere zur Durch- 
führung des Absatzes 1 und der sich daraus ergeben- 
den Rechtsfolgen bestimmt werden." 

§ 2 

Anwendungszeitpunkt bei Auswirkung auf die 
Kriegsschadenrente 

Für die Anwendung der §§ 266, 272, 273, 280 und 
282 des Lastenausgleichsgesetzes gilt § 55 c Abs. 2 
des Lastenausgleichsgesetzes vom 1. Juni 1961 ab. 

§ 3 

Anwendung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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